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E r b r e c h t
Zugriff auf Facebook-Account der ver-
storbenen Tochter
Die Betreiberin eines sozialen Netzwerks, 
die verurteilt worden ist, den Erben einer 
Netzwerk-Teilnehmerin Zugang zu deren 
vollständigen Benutzerkonto zu gewähren, 
muss den Erben die Möglichkeit einräumen, 
vom Konto und dessen Inhalt auf dieselbe 
Weise Kenntnis zu nehmen und sich - mit 
Ausnahme einer aktiven Nutzung - darin 
so „bewegen“ zu können wie zuvor die ur-
sprüngliche Kontoberechtigte. Dies hat der 
Bundesgerichtshof entschieden.

Im vorliegenden Fall war das soziale Netz-
werk Facebook vom Bundesgerichtshof mit 
Urteil vom 12. Juli 2018 verurteilt worden, 
den Eltern einer verstorbenen Teilnehmerin 
an dem Netzwerk als Erben Zugang zu dem 
vollständigen Benutzerkonto und den darin 
vorgehaltenen Kommunikationsinhalten ih-
rer Tochter zu gewähren. Facebook hat da-
raufhin der Mutter der Verstorbenen, einen 
USB-Stick übermittelt, der eine PDF-Datei 
mit mehr als 14.000 Seiten enthält, die nach 
den Angaben von Facebook eine Kopie der 
ausgelesenen Daten aus dem von der Ver-
storbenen geführten Konto enthält.
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 
dass den Eltern nicht nur Zugang zu den 
im Benutzerkonto vorgehaltenen Kommu-
nikationsinhalten zu gewähren ist, sondern 
darüber hinaus auch die Möglichkeit einzu-
räumen ist, vom Benutzerkonto selbst und 

dessen Inhalt auf dieselbe Art und Weise 
Kenntnis nehmen zu können, wie es die ur-
sprüngliche Kontoberechtigte konnte.
Der Bundesgerichtshof hat ausgeführt, 
der Nutzungsvertrag zwischen der ver-
storbenen Tochter und Facebook sei mit 
seinen Rechten und Pflichten im Wege 
der Gesamtrechtsnachfolge auf die Erben 
übergegangen. Letztere seien hierdurch in 
das Vertragsverhältnis eingetreten und hät-
ten deshalb als Vertragspartner und neue 
Kontoberechtigte einen Primärleistungsan-
spruch auf Zugang zu dem Benutzerkonto 
ihrer Tochter sowie den darin enthaltenen 
digitalen Inhalten. Aus dieser Stellung der 
Erben und dem auf sie übergegangenen 
Hauptleistungsanspruch der Erblasserin 
aus dem mit der Schuldnerin bestehenden 
Vertragsverhältnis folgt ohne weiteres, dass 
den Erben auf dieselbe Art und Weise Zu-
gang zu dem Benutzerkonto zu gewähren 
ist wie zuvor ihrer Tochter.
Bundesgerichtshof,
Beschluss vom 27.08.2020 – III ZB 30/20 –

S t r a f r e c h t
Fahrerlaubnisentzug bei Trunkenheit auf 
E-Scooter
Wegen fahrlässiger Trunkenheit im Verkehr 
hat das Amtsgericht München einen Mann 
zu einer Geldstrafe und einem dreimona-
tigen Fahrverbot verurteilt sowie ihm die 
Fahrerlaubnis entzogen. 
Der Mann fuhr im Anschluss an einen Wiesn-
besuch mit einem E-Scooter circa 300 m, 
bevor er angehalten wurde. Er hatte beab-
sichtigt, den Weg von etwa 400 m zu sei-
nem Hotel zurückzulegen. Die bei ihm um 
22.40 Uhr entnommene Blutprobe ergab 
eine Blutalkoholkonzentration von 1,35 ‰ 
im Mittelwert. 
Gemäß § 1 Abs. 1 eKFV sind Elektrokleinst-
fahrzeuge wie der E-Scooter Kraftfahrzeuge 
führte das Gericht aus. Soweit der Mann 
anführte, er sei nicht davon ausgegangen, 
dass E-Scooter straßenverkehrsrechtlich wie 
Autos einzustufen seien, handele es sich um 
einen Verbotsirrtum, der vermeidbar war. 
Als Straßenverkehrsteilnehmer hätte er sich 
- gerade bei der Nutzung von neu im Ver-
kehrsraum erschienenen Fahrzeugen - vor 
Fahrtantritt kundig machen müssen. Dies 
gelte umso mehr, als die straßenverkehrs-
rechtliche Einordnung elektromotorenbe-
triebener Fahrzeuge, sowohl im Zusammen-

hang mit E-Scootern, als auch schon zuvor 
mit ähnlichen Fahrzeugen in der breiten Öf-
fentlichkeit problematisiert worden sei.

Gemäß § 69 Abs. 2 Nr. 2 StGB war die Fahr- 
erlaubnis zu entziehen. Insoweit liege ein 
Regelfall vor, wonach sich der Mann als un-
geeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen 
erwiesen habe. Ein Abweichen vom Regel-
fall sei vorliegend nicht angezeigt. Zwar 
handele es sich um eine Fahrt mit einem 
E-Scooter, welcher im Verhältnis zu einem 
herkömmlichen Pkw deutlich leichter ist, 
und um eine Fahrstrecke von nur circa 300 
m. Jedoch handele es sich auch nicht um 
eine Bagatelle, die nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung ein Abweichen vom Re-
gelfall erfordert. Der Gesetzgeber habe sich 
bewusst dafür entschieden, weder bei den 
Ordnungswidrigkeiten noch bei den Straf-
taten eine abweichende Regelung für Trun-
kenheitsfahrten mit E-Scootern zu treffen. 
Überdies war zur Einwirkung auf den An-
geklagten ein Fahrverbot von drei Monaten 
zu verhängen, da der Angeklagte durch die 
Nutzung von E-Scootern gezeigt habe, dass 
er auch auf fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge zu-
rückgreife.
Amtsgericht München,
Urteil vom 09.01.2020 – 941 Cs 414 Js 196533/19 –

N a c h b a r r e c h t
Thuja-Hecke ist Opfer des Klimawandels
Eine Nachbarin muss die Kosten für eine 
abgestorbene Thuja-Hecke an der Grund-
stücksgrenze nicht ersetzen, obwohl sie im 
Verdacht steht, diese über Jahre hinweg be-
schädigt zu haben. Dies hat das Landgericht 
Frankenthal in einem Nachbarschaftsstreit 
entschieden. Die Hecke sei nämlich durch 
den fortschreitenden Klimawandel zugrun-
de gegangen.
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnah-
me spreche zwar sehr viel dafür, dass die 
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Nachbarin die Hecke mehrfach absichtlich 
beschädigt habe, z. B. durch Abknicken von 
Ästen und Zweigen sowie durch das Angie-
ßen von Flüssigkeiten. Nach dem Urteil war 
die Ursache für das Absterben aber nicht 
im Verhalten der Nachbarin zu sehen. Denn 
der beauftragte Baumsachverständige habe 
zur Überzeugung des Gerichts festgestellt, 
dass die Thuja-Hecke nicht vergiftet wurde, 
sondern aufgrund der klimatischen Verän-
derungen in der Pfalz mit heißen Sommern 
und starken Winden vertrocknet sei. Hierbei 
betonte der Sachverständige, dass die Thuja 
aufgrund ihres hohen Wasserbedarfs für die 
Region der Vorderpfalz immer weniger ge-
eignet sei und nur bei einer intensiven und 
langanhaltenden Bewässerung gedeihen 
könne. Die für die Anpflanzung einer neuen 
Hecke erforderlichen Kosten von mehr als 
8.000 Euro muss somit nicht die Nachbarin 
übernehmen.
Landgericht Frankenthal,
Urteil vom 28.07.2020 – 7 O 501/18 –

V e r t r a g s r e c h t
Erhöhte Stromrechnung
Rechnet ein Stromunternehmen einen 
plötzlich erhöhten Stromverbrauch ab, 
über den das Unternehmen und der Kun-
de streiten, so darf bei Nichtbezahlung 
der Rechnung nicht einfach der Strom 
abgestellt werden. Dies geht aus einer 
Entscheidung des Landgerichts Koblenz 
hervor.

Der Beklagte und seine Ehefrau bezogen 
von der Klägerin, einem Stromversorger, 
im Rahmen der Grundversorgung Strom. 
In den Jahren 2006 bis 2017 lag der jähr-
liche Stromverbrauch des Beklagten je-
weils zwischen etwa 5200 und 9900 kWh. 
Die daraus resultierenden Rechnungen 
zahlte der Beklagte jeweils ohne Bean-
standungen. Im Zeitraum vom 14.02.2016 
bis 26.07.2016 rechnete die Klägerin 
plötzlich einen Stromverbrauch von 
56.164 kWh ab, baute den Zähler aus und 
vernichtete diesen. Der neu eingebaute 
Zähler wies im Zeitraum vom 26.07.2016 
bis 02.03.2017 einen Verbrauch von 
13.565 kWh aus. Die Klägerin forderte 
von dem Beklagten einen Gesamtbetrag 
von 17.776,14 Euro. Der Beklagte zahlte 
den Rechnungsbetrag nicht.
Die Klägerin klagte nunmehr auf Duldung 
der Einstellung der Stromversorgung. 
Das Landgericht hat die Klage abgewie-
sen. Grundsätzlich lägen hier die Voraus-
setzungen für eine Unterbrechung der 
Stromversorgung gemäß § 19 StromGVV 
vor, da eine Zahlung der Rechnung aus 
dem Stromversorgungsvertrag trotz er-
folgter Mahnung ausgeblieben sei. Aller-
dings stehe dem Beklagten der Einwand 

des § 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 StromGVV 
gegen die Rechnung zu. 
Ein solcher Einwand ist gegeben, wenn 
eine ernsthafte Möglichkeit eines of-
fensichtlichen Fehlers der Rechnung 
vorliegt. Das Gericht sah hinsichtlich 
des Stromverbrauchs im Zeitraum vom 
14.02.2016 bis 26.07.2016 im Vergleich 
zu den Vorjahren einen solchen offen-
sichtlichen Fehler. Die andere Alternative, 
den Anschluss von Stromverbrauchern, 
die vorher nicht vorhanden waren und 
die für den von dem Beklagten geführten 
Haushalt auch völlig atypisch wären, 
schloss das Gericht aus. Der Umstand, 
dass die Klägerin den alten Zähler ver-
schrottet hat und sich dadurch der Mög-
lichkeit einer Prüfung der Ablesevorrich-
tung begeben habe, berücksichtigte das 
Gericht ebenfalls zu Lasten der Klägerin. 
Dem Beklagten könne auch nicht erfolg-
reich entgegengehalten werden, dass er 
nicht von sich aus zumindest einen Teil 
der Rechnung bezahlt hatte. Auch diese 
fehlende Teilzahlung führe nicht dazu, 
dass ein Ausbau des Stromzählers und 
die Unterbrechung der Stromversorgung 
als gerechtfertigt anzusehen wäre.
Landgericht Koblenz,
Urteil vom 14.02.2020 – 13 S 33/19 –

M i e t r e c h t
Hundebetreuung
Allein das Angebot einer Hundebetreu-
ung über Facebook rechtfertigt keine 
Kündigung des Mietverhältnisses, wenn 
die Hundebetreuung außerhalb der Woh-
nung stattfindet. Behauptet der Vermie-
ter, dass die Hundebetreuung innerhalb 
der Wohnung stattfindet, so muss er dies 
beweisen können. Dies hat das Landge-
richt Leipzig entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte 
ein Vermieter vor dem Amtsgericht Leip-
zig im Jahr 2019 gegen seinen Mieter auf 
Räumung und Herausgabe der Wohnung. 
Hintergrund dessen war die Kündigung 
des Mietverhältnisses wegen angeblicher 
gewerblicher Betreuung von Hunden in 
der Wohnung. Der Mieter bestritt dies. 
Er bestätigte zwar, dass er über Facebook 
eine Hundebetreuung anbot, die Betreu-
ung erfolge aber außerhalb der Woh-
nung. Das Amtsgericht wies die Klage ab. 
Dagegen richtete sich die Berufung des 
Vermieters.
Das Landgericht Leipzig bestätigte die 
Entscheidung des Amtsgerichts. Ein Räu-
mungsanspruch bestehe nicht, da ein 
Recht zur Kündigung wegen der behaup-
teten Hundebetreuung in der Wohnung 
nicht bestanden habe. Der Vermieter 
habe für seine Behauptung keinen Be-
weis erbracht. Zudem sei allein in dem 
Angebot der gewerblichen Hundebetreu-
ung kein Verstoß gegen mietvertragliche 
Pflichten zu sehen.
Landgericht Leipzig,
Urteil vom 12.05.2020 – 2 S 401/19 –

V e r w a l t u n g s r e c h t
Schüler muss nach Instagram-Spaß 
Polizeikosten tragen
Ein Schüler kann zur Erstattung von Po-
lizeikosten in Höhe von 864,- Euro her- 

angezogen worden, die durch einen von 
ihm scherzhaft ausgelösten Polizeiein-
satz entstanden sind. Dies hat das Ver-
waltungsgericht Hannover entschieden.
Der damals 15-Jährige teilte Anfang 2019 
über einen anonymen „Instagram“-Ac-
count verklausulierte lateinische Bot-
schaften sowie einen Countdown mit 
dem Zusatz „RIP KGS“ und verlinkte Mit-
schüler in den Beiträgen. Die Schulleitung 
schaltete daraufhin die Polizei ein. Nach-
dem das zuständige Polizeikommissariat 
die Ermittlungen aufnahm, entfernte der 
Kläger das Benutzerkonto und versicher-
te über ein neues, ebenfalls anonymes 
„Instagram“-Benutzerkonto gegenüber 
der Schulleitung, dass eine Gefahr nicht 
drohe, ohne jedoch seine Identität zu 
offenbaren. Diese konnte im Laufe der 
anschließenden Ermittlungen aufgeklärt 
werden. Im Rahmen der polizeilichen 
Vernehmung beteuerte der Kläger, dass 
es sich um einen Streich gehandelt habe.
Die Polizeidirektion Hannover erlegte 
dem Kläger die durch den Polizeieinsatz 
entstandenen Kosten i.H.v. 864,- Euro 
auf. Der Kläger wehrte sich gegen diese 
Entscheidung und begründet dies da-
mit, dass ihm die möglichen Folgen sei-
nes Verhaltens nicht bewusst gewesen 
seien. Es habe sich bei seinen Beiträgen 
um einen erkennbaren Scherz gehandelt. 
Er habe zu keinem Zeitpunkt ernsthafte 
Drohungen ausgesprochen oder geplant, 
glaubhaft eine Straftat vorzutäuschen 
und dies gegenüber der Schulleitung un-
verzüglich aufgeklärt, nachdem ihm sein 
Fehlverhalten bewusst geworden sei.
Das Gericht ist dieser Argumentation 
nicht gefolgt. Das Gericht begründete 
die Klageabweisung damit, dass der Klä-
ger zu den Kosten des Polizeieinsatzes 
herangezogen werden könne, weil er 
Anlass für diesen gegeben hat. Gerade 
bei anonymen Drohungen im Internet 
obliege es den Polizeibehörden, den 
drohenden Schaden gegen die Wahr-
scheinlichkeit des Schadenseintritts im 
Rahmen einer Gefährdungsabschätzung 
abzuwägen und auf dieser beruhend 
Maßnahmen zu ergreifen. In Anbetracht 
des Phänomens von Amokläufen in Bil-
dungseinrichtungen sei deshalb auch bei 
uneindeutigen Anhaltspunkten für eine 
bevorstehende Gewalttat an einer Schule 
die Aufnahme von Ermittlungen geboten. 
Die Tragweite seines Verhaltens müs-
se für den Kläger auch in seinem Alter 
bereits erkennbar gewesen sein, selbst 
wenn er nicht ernstlich mit einem Poli-
zeieinsatz und der Heranziehung zu den 
entstandenen Kosten gerechnet habe.
Verwaltungsgericht Hannover,
Urteil vom 29.08.2020 – 10 A 3201/19 –
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